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34. Gesetz: Pensionsordnung 1966; Änderung. (7. Novelle zur Pensionsordnung 1966) 

34. 

Gesetz vom 24. Juni 1986, mit dem die Pen­
sionsordnung 1966 geändert wird (7. Novelle 

zur Pensionsordnung 1966) 

Der Wiener Landtag hat beschlossen: 

Artikel 1 

Die Pensionsordnung 1966, LGBI. für Wien 
Nr. 19/1967, in der Fassung der Gesetze LGBI. für 
Wien Nr. 46/1969, 27/1970, 7/1973, 54/1974, 
7 /1979 und 40/1984 wird wie folgt geändert: 

1. § 1 Abs. 3 und 4 haben zu lauten: 

„(3) Hinterbliebene sind der überlebende Ehe­
gatte, die Kinder und der frühere Ehegatte des ver­
storbenen Beamten. 

( 4) Überlebender Ehegatte (Witwe, Witwer) ist, 
wer im Zeitpunkt des Todes des Beamten mit die­
sem verheiratet gewesen ist." 

2. § 1 Abs. 6 hat zu lauten: 

„(6) Früherer Ehegatte (frühere Ehefrau, frühe­
rer Ehemann) ist, wessen Ehe mit dem Beamten für 
nichtig erklärt, aufgehoben oder geschieden wor­
den ist, und der nicht wieder geheiratet hat." 

3. § 9 hat zu lauten: 

„§ 9. Ist der Beamte ohne sein vorsätzliches Ver­
schulden zu einem zumutbaren Erwerb unfähig 
geworden, so ist ihm aus Anlaß der Versetzung in 
den Ruhestand der Zeitraum, der für die Erlangung 
des Ruhegenusses im Ausmaß der Ruhegenußbe­
messungsgrundlage erforderlich ist, höchstens 
jedoch ein Zeitraum von zehn Jahren, zu seiner 
ruhegenußfähigen Dienstzeit zur Stadt Wien zuzu­
rechnen." 

4. Im § 10 ist die Zitierung „§ 9 Abs. 1 oder 2" 
jeweils durch die Zitierung „§ 9" zu ersetzen. 

5. Die Überschrift des Unterabschnittes A des 
Abschnittes III, die Überschrift des § 14 und der 
§ 14 haben zu lauten: 
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„Versorgungsbezug des überlebenden Ehegatten 

Anspruch auf Witwen- und Witwerversorgungsge­
nuß 

§ 14. (1) Dem überlebenden Ehegatten eines 
Beamten gebührt ein monatlicher V ersorgungsge­
nuß, wenn der Beamte am Sterbetag Anspruch auf 
Ruhegenuß gehabt hat oder im Fall der mit Ablauf 
dieses Tages erfolgten Versetzung in den Ruhe­
stand gehabt hätte. 

(2) Der .überlebende Ehegatte hat keinen 
Anspruch auf V ersorgungsgenuß, wenn er am Ster­
betag des Beamten das 35. Lebensjahr noch nicht 
vollendet hat. Dies gilt nicht, wenn 

1. der Beamte an den Folgen eines Dienstunfal­
les oder einer Berufskrankheit gestorben ist, 

2. die Ehe mindestens zehn Jahre gedauert hat, 
3. aus der Ehe ein Kind hervorgegangen ist oder 

hervorgeht, 
4. durch die Eheschließung ein Kind legitimiert 

worden ist oder 
5. am Sterbetag des Beamten dem Haushalt des 

überlebenden Ehegatten ein anderes als in der 
Z 3 oder 4 genanntes Kind des verstorbenen 
Beamten angehört, das Anspruch auf Waisen­
versorgungsgenuß hat. 

(3) Der überlebende Ehegatte hat ferner keinen 
Anspruch auf V ersorgungsgenuß, wenn die Ehe 
während des Ruhestandes des Beamten geschlossen 
worden ist. Dies gilt nicht, wenn 

1. die Ehe mindestens drei Jahre gedauert und 
der Altersunterschied der Ehegatten nicht 
mehr als 20 Jahre betragen hat oder die Ehe 
mindestens fünf Jahre gedauert und der 
Altersunterschied der Ehegatten nicht mehr 
als 25 Jahre betragen hat oder die Ehe minde­
stens zehn Jahre gedauert und der Altersun­
terschied der Ehegatten mehr als 25 Jahre 
betragen hat, 

2. die Wiederverwendung des Beamten verfügt 
worden ist und er den Dienst angetreten hat, 

3. aus der Ehe ein Kind hervorgegangen ist oder 
hervorgeht, 

4. durch die Eheschließung ein Kind legitimiert 
worden ist oder 
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